
KREIS: LUDWIGSBURG 
STADT: SACHSENHEIM 
GEMARKUNG: GROSSSACHSENHEIM gefertigt 12.02.2004 
 
  
TEXTTEIL ZUM BEBAUUNGSPLAN „HOLDERBÜSCHLE III“  
  
A  RECHTSGRUNDLAGEN  
 Baugesetzbuch (1998, BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 

(BGBI.I.S.2141), geändert durch Gesetz vom 15.12.1997 (BGBI I. S. 2902) und durch 
Gesetz vom 17.12.1997 (BGBI.I.S. 3108); berichtigt durch Bekanntmachung vom 
16.01.1998 (BGBI.I.S. 137), geändert durch Gesetz vom 27.07.2001 (BEGl. I S.195) 

 
 Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.1.1990 (BGBI.I.S. 132), zuletzt geändert durch das Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBI.I.S. 466). 

 
 Die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. I. 1991 S. 58) 
 
 Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Neufassung vom 

8.8.1995 (GBI. S. 617), geändert durch Gesetz vom 15.12.1997 (GBl.S.521), und durch 
Gesetz vom 19.12.2000 (GBl.S.760). 

 
 
B FRÜHERE RECHTSVORSCHRIFTEN 
 
 Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes bisher 

bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere 
baupolizeiliche Bauvorschriften der Stadt werden aufgehoben. 

 

C TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

 In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1.1   Baulich Nutzung § 9 (1) Nr.1 BauGB 

 

1.1.1 Art der baulichen Nutzung 

§§ 1 – 15 BauNVO  

 

 1.1.1.1 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GE/e) § 8 und § 6(1) BauNVO  

  i.V.m § 9 (1) BauGB u. §1 (5) BauNVO 

  Zulässig sind: 

   „nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe“ im Sinne von  

   § 6 (1) BauNVO 
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   Ausnahmsweise sind im GE/e zulässig: 

  
 1 Wohnung, die in das Betriebsgebäude des Gewerbebetriebs weitest-

gehend integriert ist. Pro Gewerbebetrieb ist max. 1 Wohnung für 
Betriebsinhaber oder Aufsichtspersonen zulässig. Separate Wohngebäude 
oder als separates Wohngebäude in Erscheinung tretende Gebäudeteile 
sind nicht zulässig. Die Wohnnutzung darf nur einen untergeordneten 
Anteil an der Gesamtnutzfläche haben. 

  
 Die sonstigen Ausnahmen wie Vergnügungsstätten und Anlagen für 

kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind unzulässig. 

     
   1.1.1.2 Gewerbegeb

 Die Ausnahmen bzw. Einschränkungen nach Ziffer 1.1.1.1 gelten 
sinngemäß. 

1.1.1.3 Sonstiges Sondergebiet (SO) §11 BauNVO 

1. Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Möbelhaus. 

Zulässig ist folgende Fachmarkt- und Einzelhandelsnutzung: 

Möbelhaus, Raumausstattungsfachmarkt, Elektrofachmarkt mit 
Schwerpunkt auf sog. weißer Ware (Elektrogroßgeräte), Fachmärkte im 
Bereich Baby Ausstattung (Schwerpunkt auf sog. Hartwaren wie 
Kinderwägen, Laufställe etc.), Gastronomie (in die Verkaufsfläche 
integriert). 

 

2. Die Zulässigkeit des unter Ziffer 1. genannten Fachmarktes beschränkt 
sich auf eine Verkaufsfläche von 3.600 m². 

 

3. Ergänzende Sortimente  

Die Verkaufsfläche für ergänzende Sortimente beschränkt sich auf 500 m².  
 

4. Wohnungen: 

   Ausnahmsweise sind im SO zulässig: 

  
 1 Wohnung, die in das Betriebsgebäude des Gewerbebetriebs 

weitestgehend integriert ist. Pro Gewerbebetrieb ist max. 1 Wohnung für 
Betriebsinhaber oder Aufsichtspersonen zulässig. Separate Wohngebäude 
oder als separates Wohngebäude in Erscheinung tretende Gebäudeteile 
sind nicht zulässig. Die Wohnnutzung darf nur einen untergeordneten 
Anteil an der Gesamtnutzfläche haben. 

 

5. Betriebsstandort  

Der Möbelverkauf muss vollständig innerhalb des SO-Gebietes liegen. 
Teile des Betriebes oder ergänzende Nutzungen des Betriebes (z.B. 
Stellplätze, Lagerflächen, Büros, u.ä.) sind in den angrenzenden GE-
Gebieten zulässig. 
 

6. Verkaufsflächendefinition: 

Die Verkaufsfläche eines Handelsbetriebes umfasst die Fläche, auf der der 
Verkauf abgewickelt wird. Gesamtverkaufsfläche ist der Teil der Gebäude-
innen- und Grundflächen, die dem Kunden außerhalb der Parkierungs-
flächen und des Gebäudezugangs zugänglich sind einschließlich Kassen-
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zonen, Gänge, Schaufenster und Stellflächen für Einrichtungsgegenstände 
sowie innerhalb der Verkaufsfläche befindliche Treppen und Aufzüge.  

Die Verkaufsfläche schließt auch Freiflächen, die dauerhaft für 
Verkaufszwecke genutzt werden, ein.  

1.1.2  Maß der bau

 Nach Eintrag im Lageplan. 

 Für Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen, Zufahrten und Nebenanlagen ist eine 
Überschreitung der jeweils festgesetzten zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) bis zu 
einer GRZ von insgesamt 0,8 zulässig. 

  

1.2 Bauweise § 22 BauNVO 
 

  o - offene Bauweise 

  a - abweichende Bauweise; offen, jedoch ohne Gebäudelängenbeschränkung. 
 

1.3  Stellung der baulichen Anlagen § 9 (1) 2 BauNVO  

 Gebäudelängsachsen wahlweise parallel zu den im Lageplan eingetragenen Richtungs-
symbolen. 

  
1.4  Garagen und

 

1.4.1 Garagen und überdachte Stellplätze sind zulässig: 

 Auf den überbaubaren Grundstücksflächen 

 

1.4.2 Stellplätze (nicht überdacht) sind zulässig: 

a) auf den überbaubaren Grundstücksflächen 

b) auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen im Anschluss an 
befahrbare öffentliche Straßenflächen mit Ausnahme von 
Pflanzgebotsflächen (Pfg 1) 

c) in beschränktem Umfang auf den mit Pflanzgebot 2 (Pfg. 2) belegten 
Flächen nach Ziffer 1.13.2 des Textteils. 

d) Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten. 

 

1.5 Öffentliche Verkehrsanlagen § 9 (1) Nr.11 BauGB (Straßenflächen, Parkflächen, 
Fußwege) 

 Die Aufteilung des Straßenraumes ist im Lageplan zum Bebauungsplan dargestellt. Je 
nach Anzahl und Lage der Grundstücks- und Betriebszufahrten kann die 
Straßenraumaufteilung noch geändert werden. 

  

1.6 Anschlussbeschränkung zur angrenzenden Verkehrsfläche  

 § 9 (1) Nr.11 BauGB  

 Aus den im Lageplan gekennzeichneten Grundstücken sind keine unmittelbaren 
Zufahrten und Ausfahrten zur angrenzenden Verkehrsfläche und Grundstücksfläche 
zugelassen. 
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1.7 Flächen auf Aufschüttungen und Abgrabungen § 9 (1) Nr. 17 BauGB 

 Höhenunterschiede über 0,5 m, die sich durch den Ausbau der Verkehrsanlagen 
ergeben, werden durch Böschungen im Verhältnis 1:1,5 ausgeglichen. Die Böschungs-
flächen sind im Lageplan zum Bebauungsplan eingezeichnet. 

 

1.8 Abgrenzung von Straßenflächen durch Hinterbeton und Randeinfassungen  
§ 9 (1) Nr. 26 BauGB 

 Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in allen an öffentliche Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücken, oberirdische Randeinfassungen und unterirdische 
Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze, zulässig. (Hinterbeton von Randsteinen 
und Rabattenplatten sowie oberirdische Rabatten oder Randsteine). 

 

1.9 Höhenlage baulicher Anlagen § 9 (2) BauGB 

 Die Höhenlage der Verkehrsflächen ist verbindlich festgesetzt und bei der Ausführung 
der Hochbauten zu beachten. Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) werden nicht 
festgesetzt. 

 Die jeweils zulässigen Höhen der baulichen Anlagen werden als Höchstgrenze und mit 
Höhenbegrenzung für die Oberkante der baulichen Anlagen gemäß dem jeweiligen 
Planeinschrieb festgesetzt. Überschreitungen von max. 4 m sind für technische Anlagen 
bis zu max. 10 % der Gebäudegrundfläche zulässig. Bezugspunkt für Gebäudehöhe 
bildet die mittlere angrenzende Straßenhöhe. 

 

1.10 Grundstückszufahrten § 9 (1) Nr. 11 BauGB 

 Pro Grundstück im GE oder GE/e ist maximal eine Zufahrt mit einer Gesamtbreite von 
7,00 m zulässig. Befindet sich das Baugrundstück an einer Straßenseite mit öffentlichen 
Stellplätzen, werden diese für die Länge der Zufahrt ausgesetzt, im Bereich SO sind 
max. 2 Zufahrten zulässig. Sollte ein Pflanzgebot für Einzelbäume festgesetzt sein, wird 
dieses an den Rand der Zufahrt verlegt, eine zweite Zufahrt ist in Abstimmung mit der 
Stadt nur als Ausnahme zulässig. 

 

1.11 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen § 9 (1) Nr.13 BauGB 

 Die im Lageplan dargestellten Leitungsrechte sind von jeder Bebauung freizuhalten. Sie 
sind zugunsten der Leitungsträger zugänglich zu halten. Im Bereich des Leitungsrechts 
zur Oberflächenwasserableitung (Mulden) ist pro Grundstück eine private Zufahrt 
zulässig. Durch eine entsprechend dimensionierte Verrohrung ist der Abflussquer-
schnitt/Grabenquerschnitt aufrecht zu erhalten (siehe auch 1.10). 

 Generell sind die vorhandenen Grabenquerschnitte frei zu halten, sodass eine 
ordnungsgemäße Oberflächenentwässerung sichergestellt werden kann. 

 

1.12 Grünflächen 

 Verkehrsgrünflächen als Bestandteil der Verkehrsanlagen.  

 

1.13 Pflanzgebote / Pflanzbindungen                    §§ 1 (5) und 9 (1) Nr. 25 BauGB 

 

1.13.1 Pflanzbindungen      § 1(5) und 9 (1) Nr. 25b BauGB 

 Die im Plan mit Symbol gekennzeichneten Bäume sind zu erhalten oder bei Abgang 
gleichwertig zu ersetzen.  
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1.13.2 Pflanzgebote   § 1 (5) und 9 (1) Nr.25a BauGB 

       1. Pflanzgebot 1 (Pfg 1) 

 Im Bereich der im Lageplan angegebenen Standorte sind einheimische Sträucher zu 
pflanzen und dauernd zu unterhalten. Hochstämmige Einzelbäume sind im Bereich der 
mit Symbol gekennzeichneten  Standorte zu pflanzen. Die Anzahl ist bindend, die 
Standorte sind veränderbar. Auf diesen Flächen sind die Grundstückszufahrten 
zulässig, siehe Ziffer 1.10. 

 

        2. Pflanzgebot 2 (Pfg 2) 

 Im Lageplan sind an angegebenen Standorten einheimische Sträucher zu pflanzen und 
dauernd zu unterhalten. Hochstämmige Einzelbäume sind im Bereich der mit Symbol 
gekennzeichneten Standorte zu pflanzen. Die Anlage von privaten Stellplätzen ist auf 
diesen Flächen zu max. 40% der Pflanzgebotsfläche zulässig. Die Stellplätze sind mit 
wasserdurchlässigen Materialien zu befestigen. Pro 5 Stellplätze ist die Parkplatzfläche 
mit einer Grünfläche zu unterbrechen, die dann mit mind. 1 Laubbaum bepflanzt werden 
muss. Hierfür geeignete Arten sind in Ziffer 1.13.3 aufgeführt. Die Anzahl der Bäume ist 
bindend, die Standorte sind veränderbar. 

         3. Pflanzgebot 3 (Pfg 3) 

 Im Bereich der im Lageplan angegebenen Flächen sind einheimische Sträucher 
anzupflanzen. Als Unterpflanzung ist eine standortgerechte Landschaftsrasen-, bzw. 
Wiesenmischung oder Bodendeckerpflanzung vorzusehen und extensiv zu pflegen. 
Stellplätze sind in diesem Bereich nicht zulässig. 

        4. Pflanzgebot 4 (Pfg 4) 

Die Stellplätze außerhalb der Pflanzgebotsflächen sind mit wasserdurchlässigem Belag 
herzustellen (Rasenpflaster-, Rasengittersteine, Schotterrasen, Spurplatten o.ä.) Für je 
8 Stellplätze ist ein großkroniger Baum zu pflanzen. Die Baumstandorte sind so 
anzuordnen, dass eine gleichmäßige Grüngestaltung der Flächen erfolgt.   

         5. Dachbegrünung   

 Dachflächen von Flachdachbaukörpern sind als Mindestforderung extensiv, z. B. mit 
einer Gras-, Kräuter-, Sedummischung zu begrünen. 

         6. Verkehrsgrünflächen 

 Verkehrsgrünflächen und Sichtfelder sind als artenreiche mit Gräsern und Kräutern 
bewachsene Pflanzendecken im Sinne extensiver Naturwiesen auszubilden. Der 
Vegetationstyp ist standortabhängig. Verkehrsflächen mit einem Baumsymbol sind 
zusätzlich mit Laubbaumhochstämmen und Kleingehölzen auszustatten. 

         7. Bepflanzung bezogen auf die Grundstücksgröße 

 Pro 15 ar Grundstücksfläche ist mind. ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen und 
dauernd zu unterhalten. In privaten Pflanzgeboten (vgl. Lageplan) eingezeichnete 
Baumstandorte sind hierbei mit anzurechnen. Die Art der Bäume ist in Ziffer 1.13.3 
aufgeführt. 

        8. Stellplatzbepflanzung 

 Pro 10 Stellplätze ist min. ein großkroniger Laubbaum gemäß Pflanzliste 1. 
anzupflanzen. Die Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten. 

  

1.13.3 Liste geeigneter Arten am vorliegenden Standort 

 

        1. Bäume: 

 Acer campestre Feldahorn 
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 Acer platanoides  Spitzahorn 

 Acer pseudoplatanus Bergahorn 

 Carpinus betulus Hainbuche 

 Fagus sylvatica Rotbuche 

 Fraxinus excelsior Esche 

 Prunus avium Vogelkirsche 

 Quercus petraea Traubeneiche 

 Quercus robur Stieleiche 

 Sorbus tominalis  Elsbeere 

 Tilia cordata Winterlinde 

  

 Im weiteren: diverse Obstsorten als Hochstämme, nach Möglichkeit regionaltypische 
Sorten. 

 

       2. Sträucher: 

 Cornuns sanguinea Roter Hartriegel 

 Corylus avellana Haselnuß 

 Crataegus laevigata  zweigriffiger Weißdorn (x) 

 Crataegus monogyna eingriffiger Weißdorn (x) 

 Euonymus europaea Pfaffenhütchen 

 Ligustrum vulgare Liguster, Rainweide 

 Lonicera xylosteum Gewöhnliche Heckenkirsche 

 Prunus spinosa Schlehe 

 Rhamnus frangula Faulbaum 

 Rosa canina Hundsrose 

 Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

 Sorbus aucuparia Gewöhnliche Eberesche 

 Viburnum lantana Wolliger Schneeball  

 

(x) Pflanzen sind feuerbrandgefährdet. 

 

     3. Die Pflanzenware sollte folgende Qualitäten aufweisen 

1.  Hochstämme:  

 3 – 4 x verpflanzt, Stammumfang mind. 10 – 14 cm 

2. Heister: 

Mit Ballen, 3 x verpflanzt, Höhe 175 – 200 cm 

3. Sträucher: 

2 x  verpflanzt, Höhe 100 – 150 cm 
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2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 74 LBO) 
2.1 Dachform (§ 73 (1) Nr. 1 LBO 

2.1.1 FD = Flachdach 

2.1.2 ShD = Sheddach – Dachneigung ohne Festsetzung  

2.1.3 GD, DN max. 30° = geneigtes Dach mit max.  30° Dachneigung  

 

2.2 Gebäudehöhen § 74 (1) Nr.1 LBO 

 
2.2.1 Bezugspunkt für die im Plan eingetragenen max. Gebäudehöhen ist die angrenzende, 

im Mittel gemessene Straßenhöhe. 

 2.2.2 Technisch notwendige aufbauten (Kamin, Aufzugsschacht, Entlüftungsanlagen oder 
ähnliches) sind ohne Höhenbegrenzung zulässig. 

  

 
2.3 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 74 (1) Nr. 1 LBO   
 

2.3.1 Gestaltung der Außenwandflächen 

Die Außenflächen der Büro – und Verwaltungsgebäude sind überwiegend als einfache 
Putzfassade auszuführen. Bei den Betriebsgebäuden sind andere 
Fassadensausführungen bzw. Fassadenbegrünungen nach Ziffer 3.2.3 zulässig. Stark 
glänzende und reflektierende Materialien sind ausgeschlossen. 

2.3.2 Dachdeckung 

Als Dachdeckung für Satteldächer sind nicht glänzende Materialien zulässig in roten 
und grauen Farbtönen. 

  

2.4 Einfriedungen §74 (1) Nr. 3 LBO  
 

2.4.1Als Einfriedungen sind Hecken, Zäune oder Mauern aus Naturstein oder Sichtbeton zulässig. Als H
Einfriedigung darf 2,10 m nicht überschreiten. 

 

2.4.2 Bei Einfriedigungen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ohne Gehweg oder 
Sicherheitsstreifen ist ein Abstand von 0,5 m zur Verkehrsfläche einzuhalten. 

 
 
3 Hinweise 
 

3.1 Bodendenkmale 

Beim Vollzug der Planung können unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind 
unverzüglich  der Denkmalschutzbehörde zu melden oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Der  Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 
oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. (§ 20 
Denkmalschutzgesetz). 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 33 Denkmalschutzgesetz wird 
verwiesen. 
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Die Stadt Sachsenheim muss sowohl die Einzelbauherren als auch die 
Erschließungsfirmen auf die Meldepflicht hinweisen. Die Hinweise müssen schriftlich an 
den entsprechenden Baustellen vorliegen. 

 

3.2  Erschließen von Grundwasser 

Auf die Möglichkeit Grundwasser anzutreffen wird hingewiesen, dies ist gemäß § 37 
WG der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Gegebenenfalls ist rechtzeitig eine 
wasserrechtliche Genehmigung beim LRA einzuholen, um Stillstand zu vermeiden. 
Objektbezogene Erkundungen werden deshalb empfohlen. 

Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. 

Der dauerhafte Anschluss von Drainageleitungen an die Kanalisation ist unzulässig. 

 

3.3 Abfallbeseitigung 

Sollten bei Bauarbeiten Altablagerungen angetroffen werden, so ist das Landratsamt 
Ludwigsburg sofort zu verständigen. 

 

3.4 Duldungspflicht 

Nach § 126 (1) BauGB haben die Grundstückseigentümer das Anbringen von 
Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
einschließlich der Beleuchtungskörper, des Zubehörs sowie Beschilderung und 
Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf ihren Grundstücken zu dulden.  

 

3.5 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes (BodSchG), 
insbesondere auf § 4, wird hingewiesen. Für jegliche Bauvorhaben gelten die 
getroffenen Regeln zum Bodenschutz. (s. Beiblatt). 

 

3.6 Nachweis der Berücksichtigung von Pflanzungen 

Die Erfüllung der geforderten Pflanzungen ist bei der Schlussabnahme des jeweiligen 
Bauvorhabens der zuständigen Baurechtsbehörde anzuzeigen und nachzuweisen. 

 

3.7 Schutz gegen Baulärm 

Bei der Vorbereitung und Durchführung von Bauarbeiten zur Erschließung des 
Plangebiets und der Errichtung von Einzelvorhaben sind die Hinweise zum Schutz 
gegen Baulärm zu beachten und umzusetzen. Das „Merkblatt zum Schutz gegen 
Baulärm“ ist im Rahmen der Einzelbaugenehmigung als Anlage für die ausführenden 
Firmen beizufügen. 

 

3.8 Entwässerung von gewerblichen Bauvorhaben 

Im Rahmen der Einzelbaugenehmigung müssen die gewerblichen Vorhaben der 
Unteren Wasserbehörde vorgelegt werden. Diese entscheidet im Einzelfall, ob 
Hofflächen an die Regenwasser- oder Mischwasserableitung anzuschließen sind. 
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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND ABGRENZUNG DES 
GELTUNGSBEREICHES 

Der Gemeinderat der Stadt Sachsenheim hat am 04.12.2001 den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Holderbüschle III“ gefasst. Der 
Geltungsbereich umfasst im Wesentlichen  

 die Flurstücke  1104-1109,  

  1116/1-1117,  

 1112/1-1113  

Das Plangebiet wird begrenzt: 

Im Westen:  Durch die Westgrenzen des Flurstück 1110/1 sowie eine Teilfläche 
Flurstück 1118. 

Im Norden: Durch die Goethestraße / Südgrenze Flurstück 830 

Im Osten: Durch das bestehende Gewerbegebiet Holderbüschle II 

Im Süden:  Durch die Landesstraße L 1125 bzw. die zur Neugestaltung des 
Knotenpunkts notwendigen Straßenflächen der L 1125. 

Maßgebend ist der Lageplan des Stadtplanungsamtes (Bebauungsplan) vom 
02.03.2001, in dem die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches eingetragen sind. 

2. ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 
(BGBl. I. S. 2141), berichtigt am 16.01.1998 (BGBl. I. S. 137) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I. S. 132), zuletzt geändert am 22.04.1993 (BGBl. I. S. 466) 

 Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV ´90) vom 18.12.1990 (BGBl. I. S. 58) 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Neufassung vom 
08.08.1995 (GBl. S. 617), geändert durch Gesetz vom 15.12.1997 (GBl. S. 521), 
geändert durch Gesetz vom 19.12.2000 (GBl. S.760). 

2.2 Anlass und Ziel der Planung 

Die Erschließung des Plangebiets dient der Ansiedelung von Gewerbebetrieben. Als 
Besonderheit wird im Süden des Geltungsbereichs ein Sondergebiet zur Ansiedelung 
eines ortsansässigen Möbelhauses ausgewiesen. Das Plangebiet bietet von der Lage, 
den optimalen Standort für ein Möbelhaus. Zum einen kann es an seinem 
ursprünglichen Standort (Sachsenheim) bleiben zum anderen wäre es für die Firma 
unzumutbar, sich außerhalb von Sachsenheim neu anzusiedeln.  

Heute hat das Möbelhaus seine Ausstellungsräume an zwei Standorten des 
Stadtgebiets verteilt. Mit der Ausweisung der Sonderfläche auf dem Plangebiet ergibt 
sich der ideale Standort für die Firma. Zudem wäre durch den neuen Standort für das 
Möbelhaus eine Weiterentwicklung möglich, was bei der jetzigen Situation aus Mangel 
an Flächen nicht möglich ist. 



B-Plan „Holderbüschle III“ in  Sachsenheim; Begründung                                                     12.02.2004 

Bei dem Gebiet handelt es sich planungsrechtlich um einen Außenbereich, nach §35 
BauGB. Zur Sicherung der städtebaulichen Konzeption und Gewährleistung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung ist die Aufstellung eines Bebauungsplans 
erforderlich. 

Im Allgemeinen herrscht in Sachsenheim eine rege Nachfrage nach 
Gewerbegebietsflächen. Das angrenzende Gewerbegebiet  im Holderbüschle II sowie  
andere Gewerbegebietsflächen sind weitgehend bebaut. Die Ausweisung von 
Gewerbeflächen und Sonderflächen sind daher aus oben genannten Gründen von 
öffentlichem Interesse. 

2.3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird der Flächennutzungsplan im 
Parallelverfahren geändert. 

 

2.4 Regionalplanung 
Mit Bescheid vom 30.08.2002 wird für die geplante Errichtung eines Möbelhauses mit 
ca. 3.600 m² Verkaufsfläche und die dafür erforderliche bauleitplanerische 
Ausweisung, eine Abweichung vom Regionalplan 1998 der Region Stuttgart 
zugelassen.  

2.5 Bestehende Rechtsverhältnisse und Nutzungen 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes besteht bisher kein qualifizierter Be-
bauungsplan. Die bestehenden private / städt. Grundstücke werden landwirtschaftlich 
genutzt. 

3. AUSGANGSSITUATION UND ERFORDERLICHE 
FACHPLANUNG 

3.1 Klima 

Das Plangebiet weist im Bestand nur Ackerflächen, Graswege, Grünfläche und 
versiegelte Verkehrsflächen auf. Es liegt im Westen der Gemeinde Sachsenheim und 
gemäß Aussagen der Klimaanalyse des Nachbarschaftsverbandes Stuttgart 
großräumig in einer klimaaktiven Freifläche mit direktem Bezug zum Siedlungsraum.  
Es liegt also ein Eingriff in das Schutzgut Klima vor. 
 

3.2 Geologie 

Im Laufe des weiteren Bebauungsplan- und Erschließungsverfahrens, wird ein 
geologisches Gutachten erstellt. Die Ergebnisse werden in die entsprechenden 
Planungen übernommen. 

3.3 Vorhandene Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

Im Bereich der Goethestraße sind Anschlussmöglichkeiten an die Ver- und 
Entsorgungssysteme vorhanden. Parallel zum Bebauungsplanverfahren werden die 
Fragen des Ver- und Entsorgungskonzepts im Rahmen der Erschließungsplanung 
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behandelt. Die im Landwirtschaftlichen Weg Flurstück 1112 verlaufenden 
Hauptwasserleitungen bleiben bestehen und werden durch Leitungsrecht gesichert. 

4. PLANINHALT 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

4.1.1 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GE/e) 

Das städtebauliche Konzept sieht für einen Teil des Plangebiets ein Gewerbegebiet 
vor. Zur Gewährleistung des Immissionsschutzes für die benachbarten Nutzungen, 
insbesondere für die angrenzenden Wohngebiete „Zimmerer Pfad“ und 
„Goethestraße“, wird ein Teil des Gebiets als eingeschränktes Gewerbegebiet (GE/e) 
ausgewiesen. Generell sind nur Vorhaben zugelassen, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören. 

Um der Struktur des gesamten Umfeldes gerecht zu werden, ist darüber hinaus eine 
Differenzierung und Einschränkung des Gewerbegebiets hinsichtlich der Art der bau-
lichen Nutzung erforderlich. Unzulässig sind daher Tankstellen, Anlagen für kirchliche, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten. 
Notwendige Betriebstankstellen sind jedoch ausnahmsweise zulässig. 

Ausnahmsweise sind im GE/e zulässig: 
 

 1 Wohnung, die in das Betriebsgebäude des Gewerbebetriebs weitestgehend integriert 
ist. Pro Gewerbebetrieb ist max. 1 Wohnung für Betriebsinhaber oder 
Aufsichtspersonen zulässig. Separate Wohngebäude oder als separates 
Wohngebäude in Erscheinung tretende Gebäudeteile sind nicht zulässig. Die 
Wohnnutzung darf nur einen untergeordneten Anteil an der Gesamtnutzfläche haben, 
um zu verhindern, dass Wohngebäude bzw. mehr Wohnungen im Gebiet entstehen 
und Konflikte verursachen. 
  

4.1.2 Gewerbegebiet (GE) 
 

Als Gewerbegebiet wird die Fläche östlich der neuen Planstraße ausgewiesen. Die 
Abstände zum Wohnen sind größer als 190m und damit deutlich über der im 
Abstandserlass von Nordrhein-Westfahlen geforderten 150m Grenze. Im 
Abstandserlass von Nordrhein–Westfahlen ist die 150m Grenze erforderlich, um eine 
Störung des Wohnens durch gewerblichen Lärm weitestgehend zu verhindern.  

Die sonstigen Einschränkungen bezüglich der Nutzung und dem Wohnen entsprechen 
den Einschränkungen im GE/e. 

4.1.3 Sondergebiet (SO) 

Die Festsetzungen im Sondergebiet wurden so gewählt, dass sie nur spezifisch auf die 
Belange des Möbelhauses zugeschnitten sind.  

Im Text zum Bebauungsplan ist eine detaillierte Festlegung der Handelsnutzung 
festgesetzt. Dadurch sollen innerstädtisch relevante Nutzungen ausgeschlossen 
werden. Die Flächen wurden auf 3.600 m² beschränkt.  

Folgende Nutzungen sind im Einzelnen zulässig: 

 Möbelhaus, Raumausstattungsfachmarkt, Elektrofachmarkt mit Schwerpunkt auf sog. 
weißer Ware (Elektrogroßgeräte), Fachmärkte im Bereich Baby Ausstattung 
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(Schwerpunkt auf sog. Hartwaren wie Kinderwägen, Laufställe etc.), Gastronomie (in 
die Verkaufsfläche integriert), sowie im Textteil festgelegte Rand- und 
Ergänzungssortimente. Die Gesamtfläche der Randsortimente wird auf 500 m² 
begrenzt. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird unter Berücksichtigung des Bedarfs, der oben 
genannten Zielkonzeption sowie der östlich benachbarten vorhandenen GE- Nutzung 
festgesetzt. 

4.2.1 Gebäudehöhen 

Die max. Gebäudehöhe bzw. Firsthöhe bei FD = 10,00m und bei ShD und GD = 12,5m 
bezogen auf die Höhe der zum Baugrundstück gehörenden Erschließungsstraße 
dürfen nicht überschritten werden. 

Technisch notwendige Aufbauten (Kamin, Aufzugsschacht, Entlüftungsanlagen oder 
ähnliches) sind ohne Höhenbegrenzung. 

4.2.2 Grundflächenzahl (GRZ) 

Die GRZ wird im Gewerbegebiet und im eingeschränkten Gewerbegebietsteil zwischen 
0,50 und 0,70 und im Sondergebiet auf 0,67 festgesetzt. Für Anlagen nach § 19 (4) 
BauNVO ist im Gewerbegebiet eine Überschreitung der GRZ bis 0,80 erforderlich und 
zulässig. Dies ermöglicht einen Grünanteil von mindestens 20 % der Bauflächen. 

4.2.3 Bauweise 

Im Bereich der Fläche des Gewerbegebietes wird unter Berücksichtigung der mögli-
chen zukünftigen Entwicklung eine abweichende sowie die offene Bauweise 
festgesetzt. Die abweichende Bauweise erlaubt im Gegensatz zur offenen Bauweise 
Gebäudelängen über 50 m. Große Hallen sind im inneren Bereich zulässig. 
Kleinteiligere Hallen werden zum Ortsrand hin festgesetzt um einen Übergang zum 
Grünzug und Wohngebiet herzustellen. 

4.3 Städtebauliche Gestaltung 

Mit den Festsetzungen der Lage der Baugrenzen, der Bauweise, der maximalen Ge-
bäudehöhen und der Dachform soll unter Berücksichtigung der Umgebungsbebauung 
und der Lage am Stadtrand ein harmonisches Einfügen gewährleistet werden. 

Ergänzende örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung der Baukörper, insbesondere zur 
Gliederung der Fassaden, zur Farbgebung, sowie zur Anordnung und Größe von Wer-
beanlagen gewährleisten ein ansprechendes städtebauliches Gesamtbild.  

Durch nachfolgend beschriebene Pflanzgebote soll eine Eingrünung zur Landschaft 
sowie eine innere straßenbegleitende Durchgrünung erreicht werden. 

4.4 Verkehrserschließung 

Die innere Erschließung des Gebiet für den Kfz-Verkehr erfolgt durch eine 
Planstraße, die im Norden  Verbindung an die Goethestraße mit Anschluss an 
Holderbüschle II hat. Die Goethestraße wird so gestaltet, dass kein das Wohnen 
belastender LKW-Verkehr über die Wohngebiete abgewickelt wird. 
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Wichtige Geh- und Radwegeverbindungen zwischen Holderbüschle III und II und den 
Wohngebieten, werden durch die Goethestraße und dem „Landwirtschaftlichen Weg“ 
südlich der Goethestraße sichergestellt. Beide Wege münden jeweils in die Planstraße. 

Die äußere Erschließung des Gebietes erfolgt über die Ludwigsburger Straße 
(L1125). Der spätere Bau der Umgehungsstraße ist bei der Planung berücksichtigt. 

 

4.5 Lärmschutz 

Die Konflikte, die sich aus der geplanten Nutzung des Gebietes im Hinblick auf die be-
nachbarten Wohngebiete ergeben, bedürfen einer planungsrechtlichen Lösung. Wie im 
Teil der baulichen  Nutzung beschrieben, wird durch den Abstand des Gewerbegebiets 
zum Wohngebiet von mehr als 190 m ein Stören des Wohnens durch gewerblichen 
Lärm verringert. Des Weiteren werden nur Vorhaben im eingeschränkten 
Gewerbegebiet und im Sondergebiet zugelassen, die das Wohnen in den 
benachbarten Wohngebieten nicht wesentlich stören.  

4.6 Grünordnung 

Die Grünordnung ist ein wesentlicher Bestandteil des städtebaulichen Konzepts. das 
geplante Gewerbeareal wird durch Grünzüge gegliedert, da eine Durchgrünung der 
einzelnen Baugrundstücke vor allem in einem hoch versiegelten Gewerbegebiet auch 
im Hinblick auf dem Klimaschutz sehr wichtig ist. 

Entsprechend den Vorgaben des BauGB und des Bundesnaturschutzgesetzes wird 
durch geeignete Maßnahmen versucht, den Eingriff an Ort und Stelle zu minimieren.  

Der Grünordnungsplan sowie die durchgeführte Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
kommt zu folgendem Ergebnis: 

Die Durchführung der geplanten Baumaßnahme im Bebauungsplan „Holderbüschle III“ 
führt zum Verlust von Bodenstrukturen mit allgemeiner Bedeutung (Wertstufe 2) von 
Flächen für Arten- und Lebensgemeinschaften und von Landschaftsstrukturen.  
Gleichzeitig führt der Eingriff jedoch zu einer leichten Verbesserung im Bereich Arten- 
und Lebensgemeinschaften und Landschaft. Die Bilanzierung kann wie folgt dargestellt 
werden: 

 

Boden 
30628 qm der Wertstufe 2 werden der Wertstufe 3 zugeführt. 
Kompensation: 
30628 qm x 0,3 = 9188 qm 
 
Arten und Lebensgemeinschaften 
 
8239 qm der Wertstufe 3 werden der Wertstufe 2,5 zugeführt. Es entsteht also 
ein Überschuss von 8239 qm um eine halbe Wertstufe. Dagegen werden 1380 
qm der Wertstufe 2 der Wertstufe 2,5 zugeführt, d.h. es ist eine Kompensation 
von 1380 qm um eine halbe Wertstufe notwendig. 
 
Landschaft 
 
1380 qm der Wertstufe 2 werden der Wertstufe 3 zugeführt. 
Kompensation: 
Es ist ein Verlust von 1380 qm um eine Wertstufe. 
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Ergebnis: 
Es wird ein Defizit von 10568 qm um eine Wertstufe und ein Überschuss 
von 6859 qm um eine halbe Wertstufe erzielt. 

 



Die Umsetzung der Grünordnung wird durch die folgenden Festsetzungen im Bebau-
ungsplan erzielt: 

1. Pflanzgebote für die einzelnen Grundstücke - generell sind im Plangebiet 20 % der 
Grundstücksflächen zu begrünen. Einzelne Pflanzgebote spezifizieren diese Flä-
chen (Pfg 1, Pfg 2, Pfg 3, Pfg 4); 

2. Wasserdurchlässige Materialien für Pkw-Stellplätze. 

3. Ableitung von Dachflächenwasser in offene Gräben innerhalb des Plangebiets. 

4. Offene Regenrückhaltung. 

 

Die notwendigen Ausgleichmaßnahmen werden in Abstimmung der Verwaltung sowie 
der unteren Naturschutzbehörde bestimmt und vor Abschluß des B-Planverfahrens 
festgelegt. 

4.7 Ver- und Entsorgung 

Die Anschlüsse befinden sich im Bereich der Goethestraße. Die Leitungen werden 
dann innerhalb des Plangebiets ausgebaut. 

Die Entwässerung wird im Mischsystem vorgesehen, anfallendes Dachflächenwasser 
ist soweit möglich in seitlich geführte Gräben zur Versickerung einzuleiten . 

5. Maßnahmen zur Bodenordnung 

Zur Realisierung ist ein Bodenordnungsverfahren erforderlich. Eine freiwillige 
Umlegung wird angestrebt. 

 

6. FLÄCHENBILANZ 

 Gesamtfläche Bebauungsplan ca.  4,3605 ha 100,0 % 
 davon 
 Gewerbliche Baufläche ca. 3,0336 ha 69,57 % 
 Verkehrsfläche ca. 0,7702 ha 17,67 % 
 Öffentliche Grünfläche ca.  0,4170 ha 9,56 % 
 Private Grünfläche ca. 0,1397 ha 3,20 % 

 


